Name, Vorname…………………………………………………………………                                           
                                                                                                                              Straße…………………………………………………………………………….                                            	                                                                                      
                                                                                                                              PLZ, Ort…………………………………………………………………………..
An die Bezügestelle 
………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………..                    				                                                                                                                                                                                          
					
Ich beantrage für das Jahr 2025 eine nachträgliche Anpassung meiner Besoldung und lege hiermit 
Widerspruch
gegen die mir derzeit gewährte Besoldung ein bzw. mache eine der Verfassung und dem Alimentationsprinzip entsprechende Besoldung geltend.


BEGRÜNDUNG: 

Die gegenwärtige Höhe der Besoldung wird den Anforderungen des Art. 33 Abs. 5 GG nicht gerecht. Art. 33 Abs. 5 GG sieht vor, dass das Recht des öffentlichen Dienstes unter Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwickeln ist. Dabei gehört die amtsangemessene Alimentation zum Kernbereich der hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums. Das Alimentationsprinzip verpflichtet den Dienstherrn, Beamtinnen und Beamte und ihre Familien lebenslang angemessen zu alimentieren und sie nach Dienstrang, nach der mit dem Amt verbundenen Verantwortung und nach Maßgabe der Bedeutung des Berufsbeamtentums für die Allgemeinheit entsprechend der Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse und des allgemeinen Lebensstandards einen angemessenen Unterhalt zu gewähren.  Beamtinnen und Beamte müssen über ein Nettoeinkommen verfügen, das ihre rechtliche und wirtschaftliche Unabhängigkeit gewährleistet und über die Grundbedürfnisse der Lebenshaltung hinaus im Hinblick auf den allgemeinen Lebensstandard und die allgemeinen Verbrauchs- und Lebensgewohnheiten einen im Ergebnis amtsangemessenen Lebenskomfort ermöglicht. Dabei ist die allgemeine wirtschaftliche und finanzielle Entwicklung zu beachten. Bei der Konkretisierung der amtsangemessenen Alimentation hat der Gesetzgeber einen Gestaltungsspielraum. Das Alimentationsprinzip ist dabei Grundlage und Grenze der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers.

Den Beamtinnen und Beamten steht hinsichtlich des Kernbestandes ein grundrechtsgleiches Recht durch Art. 33 Abs. 5 GG zu. Die Gewährleistung einer rechtlich und wirtschaftlich gesicherten Position, zu der die individuelle Garantie einer amtsangemessenen Besoldung (und Versorgung) durch das Alimentationsprinzip und die Möglichkeit ihrer gerichtlichen Durchsetzung wesentlich beitragen, bildet die Voraussetzung und innere Rechtfertigung für die lebenslange Treuepflicht sowie das Streikverbot; diese Strukturprinzipien sind untrennbar miteinander verbunden (vgl. BVerfGE 8, 1 [17]; 44, 249 [264]; 119, 247 [264]; 148, 296 [347, 364]). 

In seinen grundlegenden Entscheidungen vom 04. Mai 2020, Az. 2 BvL 6/17 und vom 17. November 2015, Az. 2 BvL 19/09 hat das Bundesverfassungsgericht Leitsätze festgelegt. 

Insbesondere in den Entscheidungen vom 04. Mai 2020 hat das Bundesverfassungsgericht einen Mindestabstand zum Grundsicherungsniveau von 15 % gefordert. Die pauschale Erhöhung der orts- und familienbezogenen Besoldungsbestandteile um 10 % im Jahre 2023 wird schon dieser Vorgabe nicht gerecht. Auch die Besoldungsanpassungen ab dem Jahr 2024 ändern hieran nichts.

Ganz wesentlich ist die pauschale Annahme der Mehrverdiener-Familie für die Betrachtung der verfassungsrechtlich gebotenen Alimentation.
Nur unter dieser Annahme wird auch im Jahre 2025 dem Mindestabstandsgebot entsprochen. So belegen die Vergleichsberechnungen in der Begründung des Gesetzes zur Anpassung der Bezüge 2024/2025, dass nur bei einem unterstellten Netto-Hinzuverdienst von 13.576,40 Euro der Mindestabstand zur Grundsicherungsempfänger-Familie erreicht wird. Die bloße Annahme eines bestimmten Hinzuverdienstes, der sich der Höhe nach an den Regelungen zur Beihilfe orientiert, kann nicht dazu führen, dass dem Alimentationsgrundsatz nach den Vorgaben der Verfassung entsprochen wird.

Auch die aktuelle Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes vom 17.09.2025 (2 BvL 5/18 u.a.) ändert hieran nichts, auch oder gerade weil das Gericht das Abstandsgebot zur Grundsicherung nicht mehr entscheidend heranzieht. Die Orientierung am Median-Äquivalenzeinkommen stellt nach Auffassung des Gerichts eine Fortentwicklung des bisherigen Abstandsgebotes zur Grundsicherung dar und zeigt deutlich, dass die Alimentation qualitativ etwas anderes ist als eine staatliche Hilfe zur Erhaltung eines Mindestmaßes sozialer Sicherung und justiert die amtsangemessene Alimentation neu.

Ich fordere Sie daher auf, mich amtsangemessen zu alimentieren und die verfassungswidrige Unteralimentation durch Zahlung entsprechender Differenzbeträge auszugleichen. 

Ich bitte Sie, mir den Eingang des Widerspruches bis 30.01.2026 schriftlich zu bestätigen.



…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………..
(Ort, Datum)                                                                                                                                              (Unterschrift)
